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1. Planungsanlass, Ziel und Zweck der Planung 

Die Eigentümer der landwirtschaftlichen Hofanlage „Haus Freiheit“, Inger Straße 43, auf 
dem Flurstück Nr. 310, Flur 12, Gemarkung Inger, im Lohmarer Ortsteil Inger möchten die 
bisherige (landwirtschaftliche) Nutzung des Anwesens sukzessive aufgeben, die 
vorhandenen Gebäude teilweise umbauen und einer neuen wohnbaulichen Nutzung 
zuführen oder durch entsprechende neu Wohngebäude ersetzen. 

 

Abb. 1: Luftbild (Quelle Geoportal NRW) 

Das betroffene Grundstück befindet sich teilweise innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 
045.0 „Inger Ingerstraße/Farnweg“ von 1992, der den östlichen Teil des Flurstücks Nr. 309 
als Dorfgebiet nach § 5 BauNVO festsetzt, wie die nachfolgende Abbildung 2 zeigt. Eine 
kleine Teilfläche ist als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt. Der westliche Teil des 
Grundstücks einschließlich der darauf vorhandenen landwirtschaftlichen Gebäude befindet 
sich nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 045.0 von 1992 und liegt somit im 
Außenbereich nach § 35 BauGB.  

In einem ersten Schritt wird auf Basis des bestehenden Baurechts von 1992 das 
vorhandene Wohnhaus einschließlich der sich unmittelbar daran anschließenden 
Gebäudeteile zu Wohnzwecken umgebaut. Dafür sind die vorliegende Änderung und 
Erweiterung des Bebauungsplanes nicht erforderlich. Dennoch soll das gesamte 
Bauvorhaben bauleitplanerisch neu gefasst werden. Das Verfahren soll dabei den heutigen 
Anforderungen an eine solche Planung Rechnung tragen und auch Umweltbelange wie 
Arten- und Klimaschutz berücksichtigen. 
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Abb. 2: Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 045.0 „Inger Ingerstraße/Farnweg“ von 1992 
mit Umgrenzung der vorliegenden 4. Änderung und Erweiterung 

 

 

Abb. 3: Auszug aus dem Flächennutzungsplan mit Umgrenzung der vorliegenden 4. 
Änderung und Erweiterung 
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Abb. 4: Lageplan zum 1. Bauabschnitt vom Mai 2023 

  

Abb. 5: Auszug aus dem Lageplan zum 1. Bauabschnitt  
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Abb. 6: Ansichten zum 1. Bauabschnitt  

 

Für die Umnutzung der bestehenden Hofanlage zu einer Wohnnutzung innerhalb des 
vorhandenen Baurechts wurde ein Bauantrag für den 1. Bauabschnittes BP l - Umbau des 
Herrenhauses (2 Wohneinheiten), des Turms (1 Wohneinheit) und der Natursteinscheune 
(5 Wohneinheiten) - eingereicht.  

Für das Gesamtvorhaben ist im 2. Bauabschnitt vorgesehen, auch die an der 
nordwestlichen (Remise) und östlichen (Fachwerkscheune und Molkerei) 
Grundstücksgrenzen vorhandenen Gebäude für eine neue Nutzung voraussichtlich als 
Wohngebäude umzubauen. Der südliche ehemalige Kuhstall eignet sich nicht für einen 
Umbau, soll daher rückgebaut und durch ein neues Wohngebäude ersetzt werden. 

Die landwirtschaftlichen Gebäude im südwestlichen Teil des Hofes sollen als 
Unterstellplätze bzw. Garagen hergerichtet und genutzt werden. Das abseits des 
Wohnhauses und der Stallungen gelegene Gebäude am südwestlichen Rand des Hofes 
soll nicht weiter genutzt und vollständig rückgebaut werden. Die für das Gesamtvorhaben 
erforderlichen Stellplätze sind auf dem freien Areal zwischen den zu erhaltenen Gebäuden 
geplant. Dort soll auch ein Spielplatz für die Kinder der künftigen Bewohner errichtet 
werden. 
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Abb. 7: Lageplan zum Gesamtvorhaben vom Februar 2023 

 

Bestandteil des 1. Bauabschnitts ist auch eine entsprechende Planung für den Umgang mit 
Niederschlagswasser. Diese sieht vor, das auf den versiegelten Flächen anfallende 
Regenwasser nach Norden abzuleiten und großflächig über die belebte Bodenzone 
versickern zu lassen. Eine solche Art der Versickerung ist bereits für die bisherigen 
Nutzungen vorhanden und soll entsprechend ausgebaut bzw. erweitert werden, wie die 
nachfolgende Abbildung zeigt. Das Schmutzwasser wird dem öffentlichen Kanalnetz 
zugeführt. 

Zu der Planung wurden seitens der Stadt Lohmar mit Schreiben vom 14.06.2023 folgende 
Vorgaben für die Zustimmung definiert: 

Die Zustimmung erlischt nach zwei Jahren, wenn mit der Ausführung nicht begonnen, oder 
wenn eine begonnene Ausführung länger als zwei Jahre eingestellt worden ist. Wird die 
Abwasseranlage erst nach Errichtung des Bauwerkes hergestellt, so ist das Grundstück 
innerhalb von drei Monaten anzuschließen, nachdem die Stadt Lohmar mitgeteilt hat, dass 
an eine betriebsfertige Abwasseranlage angeschlossen werden kann. Diese Zustimmung 
wird unbeschadet der Rechte Dritter erteilt. 

Bei der Herstellung und Unterhaltung des Kanalanschlusses sind die Bestimmungen der 
Entwässerungssatzung der Stadt Lohmar zu beachten. Bei der Abnahme müssen alle 
abzunehmenden Anlagen sichtbar und gut zugänglich sein. Etwaige Beanstandungen sind 
sofort zu beheben. Die Inbetriebnahme des Kanals darf erst nach Aushändigung des von 
der Stadt auszustellenden Gebrauchsabnahmescheines erfolgen. 

Bedingungen/Auflagen 

a) Herstellung des Kanalanschlusses 

• In der im Betreff genannten Straße besteht in Höhe des Grundstückes ein 
Schmutzwasserkanalsystem. Das häusliche Abwasser ist dem Schmutzwasserkanal 
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ungeklärt zuzuleiten. An der Grundstücksgrenze ist ein Einsteigschacht anzulegen. 

• Das Regenwasser ist schadlos zu beseitigen. 

• Die Stadt Lohmar stellt den Grundstückseigentümer widerruflich von der 
Überlassungspflicht für Regenwasser nach § 53 Abs. 1 c Landeswassergesetz frei. Die 
Freistellung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die Beseitigung des Regenwassers ohne 
Beeinträchtigung Dritter erfolgt. 

• Nach der städtischen Entwässerungssatzung darf das anfallende Oberflächenwasser 
von befestigten Garagenvor- und / oder Stellplätzen nicht auf die Straße geleitet 
werden (entspr. § 7 (5) Entwässerungssatzung der Stadt Lohmar). 

• Der Anschluss ist bis zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Wohnhauses ab 
Einsteigschacht so dicht zu verschließen dass kein Bauschutt oder ähnliches während 
der Bauzeit anfallendes und zur Verstopfung führendes Material in den öffentlichen 
Kanal gelangen kann. 

b) Wiederherstellung der öffentlichen Verkehrsflächen, wenn diese bei der Verlegung des 
Anschlusses in Anspruch genommen werden 

• Sofern für die Verlegung des Kanalanschlusses öffentliche Verkehrsflächen der Stadt 
in Anspruch genommen werden, ist hierfür eine Genehmigung zur Sondernutzung 
erforderlich. 

• Sofern mir durch die Sondernutzung zusätzliche Kosten entstehen, hat der 
Verursacher diese gemäß § 18 (3) StrWG zu tragen. Gegebenenfalls ergeht hierüber 
ein besonderer Bescheid. 

HINWEISE 

Gegen den Rückstau des Abwassers aus dem städtischen Entwässerungsnetz in die 
angeschlossenen Grundstücke hat sich jeder Anschlussnehmer selbst zu schützen. 

Angeschlossene Grundstücksentwässerungsanlagen sind daher wirkungsvoll und 
dauerhaft gegen schädliche Folgen und Rückstau durch sachgemäße Installation, Betrieb 
und regelmäßige Wartung zu sichern. Aus Schäden, die durch Rückstau aus dem 
Abwassernetz entstehen, können keine Ersatzansprüche gegen die Stadt hergeleitet 
werden. Nach DIN 1986 ist insbesondere Schmutzwasser, das unterhalb der 
Rückstauebene anfällt, der öffentlichen Kanalisation über eine automatisch arbeitende 
Abwasser-Hebeanlage rückstaufrei (Heben über die Rückstauebene, Rückstauschleife) 
zuzuführen; abweichend davon darf bei Vorhandensein natürlichen Gefälles und für Räume 
in Bereichen untergeordneter Nutzung 

• Schmutzwasser aus Klosettanlagen oder Urinanlagen (fäkalienhaltiges Abwasser) 
über Rückstauverschlüsse nach DIN 19578 bzw. DIN EN 13564 abgeleitet werden, 
wenn der Benutzerkreis der Anlagen klein ist (wie z. B. bei Einfamilienhäusern) m 
sichergestellt ist, dass ein WC oberhalb der Rückstauebene zur Verfügung steht, 

• Schmutzwasser ohne Anteile aus Klosettanlagen oder Urinanlagen (fäkalienfreies 
Abwasser) über Rückstauverschlüsse nach DIN 1997 bzw. DIN EN 13564 abgeleitet 
werden, wenn bei Rückstau auf die Benutzung der Ablaufstellen verzichtet werden 
kann. 

Rückstauverschlüsse sind so einzubauen, dass sie jederzeit leicht zugänglich sind. Sie sind 
regelmäßig zu warten. Schilder mit Hinweisen für die Bedienung sind in unmittelbarer Nähe 
und deutlich sichtbar anzubringen. 
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Abb. 8: Lageplan zur Niederschlagsentwässerung vom März 2023 

Die Planung sieht vor, die östliche Versickerungsfläche zu vergrößern, indem der Auslauf 
der dorthin führenden Leitung zurückversetzt wird. Die westliche Versickerungsfläche wird 
neu angelegt. 

Für die weiteren baulichen Anlagen, die bei künftigen Bauphasen errichtet werden, soll das 
anfallende Niederschlagswasser den dafür vorgesehenen Kapazitäten entsprechend in den 
öffentlichen Kanal eingeleitet oder breitflächig über die belebte Bodenzone auf dem 
Grundstück versickern. Der Umgang mit dem Niederschlagswasser ist dabei abschließend 
im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens und/oder eine 
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2. Abgrenzung des Plangebietes 

Der Geltungsbereich der vorliegenden 4. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes 
umfasst das Flurstück Nr. 310, Flur 12, Gemarkung Inger mit einer Größe von 9.912 qm 
sowie eine etwa 692 qm Teilfläche des Wirtschaftsweges Flurstück Nr. 1, Flur 12, 
Gemarkung Inger. Damit soll für das gesamte bisher landwirtschaftlich Flurstück 
einschließlich einer erforderlichen Zufahrt über den bisherigen Wirtschaftsweg neues 
Baurecht geschaffen werden. 

 

 

Abb. 9: Liegenschaftskarte (Quelle Geoportal NRW) 
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3. Bestand 

Das Anwesen Haus Freiheit wurde bisher landwirtschaftlich genutzt. Diese Nutzung wird 
nur noch teilweise praktiziert, wie die nachfolgenden Abbildungen aus der 
Artenschutzrechtlichen Prüfung des Büros für Freiraumplanung, Dieter Liebert zeigen. 

 

 Abb. 10: Hofanlage 

 Abb. 11: Wohnhaus  

 Abb. 12: südliches Stallgebäude 
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 Abb. 13: südliches Fachwerkgebäude 

 Abb. 14: westliche Nebengebäude 

Einen Überblick über die gesamte Nutzung bietet das Luftbild Abb. 1 auf Seite 2. 

4. Vorhandenes Planungsrecht 

Wie bereits in Kapitel 1 sowie Abb. 2 und 3 dargestellt, befindet sich das betroffene 
Grundstück nur teilweise sich innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 045.0 „Inger 
Ingerstraße/Farnweg“ von 1992, der den östlichen Teil des Flurstücks Nr. 309 als 
Dorfgebiet nach § 5 BauNVO festsetzt. Eine kleine Teilfläche ist als Fläche für die 
Landwirtschaft festgesetzt. Der westliche Teil des Grundstücks einschließlich der darauf 
vorhandenen landwirtschaftlichen Gebäude befindet sich nicht im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 045.0 von 1992 und liegt somit im Außenbereich nach § 35 BauGB.  

Der Flächennutzungsplan stellt ebenfalls nur den östlichen Teil des Grundstücks als 
Dorfgebiet MD dar. 

Es ist daher vorgesehen, sowohl den Bebauungsplan Nr. 045.0 „Inger Ingerstraße/ 
Farnweg“ entsprechend zur ändern und zu erweitern, als auch den Flächennutzungsplan 
zu ändern und das dort dargestellte Dorfgebiet so zu erweitern, dass der Bebauungsplan 
im Sinne des § 8 Abs. 2 BauGB als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt gewertet 
werden kann. 

Die Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren nach ist dabei wie folgt 
vorgesehen. 
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Abb. 15: geplante 38. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 

Wie die nachfolgende Abbildung zeigt, ordnet der Regionalplan Köln, Blatt 13 Rhein-Sieg-
Kreis das betroffene Grundstück nur mit einem kleinen Teil an der östlichen Grenze dem 
Allgemeinen Siedlungsbereich ASB zu. Der überwiegende Teil im Westen ist als 
Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich ausgewiesen. Dieser Bereich ist zusätzlich mit der 
Schraffur „Schutz der Landschaft und landschaftsorientierten Erholung“ versehen. 

Da die neue bauliche Nutzung nicht relevant über den bisherigen Gebäudebestand hinaus 
gehen soll, sind keine besonderen Auswirkungen auf die Landschaft und deren 
Erholungseignung zu erwarten. Somit ist auch nicht davon auszugehen, dass Belange der 
Regionalplanung der vorliegenden Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes sowie 
der entsprechenden Änderung des Flächennutzungsplanes entgegenstehen. 

 

    

 

Abb. 16: Auszug aus dem Regionalplan 
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Die Bezirksregierung Köln hat bereits in einem Schreiben vom 31.01.2023 wie folgt Stellung 
zu den Planungsabsichten genommen: 

Anfrage gemäß § 34 LPIG NRW zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 45, 4. Änderung 
in Lohmar-lnger „Haus Freiheit“ 

… 

Gegen die o.g. Bauleitplanung werden keine raumordnerischen Bedenken erhoben. Auf 
Grundlage des derzeitigen Planungsstands kann eine Anpassung an die rechtswirksamen 
Ziele der Raumordnung bestätigt werden. 

Begründung: 

Der rechtswirksame Regionalplan, Teilabschnitt Region Bonn/Rhein-Sieg legt für den 
Planbereich einen Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereich fest, der mit der Darstellung 
eines Bereiches für den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung 
überlagert wird. Gemäß Ziel 2-4 "Entwicklung der Ortsteile im Freiraum" des 
Landesentwicklungsplans NRW ist in den im regionalplanerisch festgelegten Freiraum 
gelegenen Ortsteilen unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Landschaftsentwicklung 
und des Erhalts der landwirtschaftlichen Nutzfläche eine bedarfsgerechte, an die 
vorhandene Infrastruktur angepasste Siedlungsentwicklung möglich. Weitere Hinweise 
hierzu finden Sie in den zugehörigen Erläuterungen. 

Die bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung i.S.d. Ziel 6.1—1 LEP NRW ist nach erster 
Prüfung gegeben. Die geplante Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 45, 4. Änderung der 
Stadt Lohmar im Bereich lnger „Haus Freiheit“ sieht die Umwandlung einer Fläche für die 
Landwirtschaft in eine Baufläche vor. Es handelt sich bei dem Vorhaben um keine 
Neuplanung, sondern um die Umnutzung von Gebäudeteilen in einer gemäß § 35 BauGB 
anzusprechenden Lage. Der Planung stehen raumordnungsrechtliche Ziele daher nicht 
entgegen. 
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5. Begründung der Planungsinhalte 

Planzeichnung / Zeichnerische Festsetzungen 

In der Planzeichnung ist die baulich nutzbare Teilfläche des Flurstücks 109 als Dörfliches 
Wohngebiet MDW gemäß § 5a BauNVO festgesetzt. Damit wir die Nutzung aus dem 
Bebauungsplan von 1992 einer heutigen, eher wohnbaulichen geprägten dörflichen 
Bebauung angepasst, bei der die Landwirtschaft nur noch untergeordnet vorkommt, sich 
aber dennoch auf das Wohnen und die Wohnqualität auswirken kann. Dörfliches Wohnen 
mit entsprechender Entstehungshistorie hat somit einen anderen Charakter als das in 
einem neu geplanten Wohngebiet. Inger ist als Dorf stark landwirtschaftlich geprägt, auch 
wenn diese Nutzung kaum noch aktiv betrieben wird. 

Innerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Baufläche MDW bestimmen Baugrenzen 
die Platzierung der Gebäude. Für die unter Denkmalschutz stehenden Gebäude, die mit 
den entsprechenden Planzeichen gekennzeichnet sind, vollziehen die Baugrenzen im 
Wesentlichen die Umrisse der Gebäude nach und lassen nur punktuelle Anbauten zu, wie 
bereits im Bauantrag zum ersten Bauabschnitt (vgl. Kapitel 1) vorgesehen. Auch für die 
Nebengebäude im westlichen Teil der Hofanlage umfassen die Baugrenzen lediglich der 
Gebäudebestand. Eine Ausnahme stellt das südliche Stallgebäude dar, das nicht 
denkmalgeschützt sowie für eine neue Nutzung zum Wohnen geeignet ist und daher 
vollständig rückgebaut werden soll. Dort lassen die Baugrenzen eine angemessene neue 
Bebauung zu. Nach derzeitigen Überlegungen des Grundstückseigentümers könnte dort 
ein Reihenhaus mit 5 Einheiten entstehen. Um eine solche Planung zu ermöglichen, wird 
auf die Festsetzung einer Bauweise verzichtet. 

Neben den Baugrenzen bestimmten Vorgaben zur Geschossigkeit und Firsthöhe innerhalb 
der einzelnen Baufenster, wir hoch neue Gebäude sein dürfen. Der Bestand ist davon 
ausgenommen. Für die Gebäude, die voraussichtlich dem Wohnen dienen sollen, werden 
zwei Vollgeschosse und eine Firsthöhe bei Neubauten von 9,00 m über FFB EG 
festgesetzt. Die südwestlichen Nebengebäude, die nicht für Wohnen genutzt werden sollen, 
sind auf eine Firsthöhe von 6,00 m bzw. 7,50 m und ein Vollgeschoss beschränkt. 

Außer der am Bestand orientierten Platzierung der Gebäude gibt die Planzeichnung 
Flächen für Nebenanlagen vor, auf denen Stellplätze, Carports und Einrichtungen zur 
Abfallentsorgung errichtet werden dürfen. Die Angrenzung dieser Flächen orientiert sich an 
der vorliegenden Projektplanung und berücksichtigt dabei auch die Belange des 
Denkmalschutzes, indem parkende Fahrzeuge weitgehend außerhalb der historischen 
Hofanlage abgestellt werden sollen. 

Die Flächen, die nicht für eine bauliche Nutzung einschließlich gärtnerisch gestalteter 
Freiflächen vorgesehen sind, werden in der Planzeichnung als private Grünflächen 
festgesetzt. Etwa 110 qm der Grünfläche sollen als Spielplatz für die künftig auf dem 
Grundstück wohnenden Kinder hergerichtet werden. An der südlichen Grundstücksgrenze 
ist auf einem 3 m breiten Streifen eine Gehölzpflanzung zur landschaftlichen Eingrünung 
festgesetzt. Die westlichen Grünflächen mit Baumplanzungen dienen als Extensiv-
Grünland sowohl dem Ausgleich von durch neue bauliche Anlagen entstehenden Eingriffen 
in Boden, Natur und Landschaft als auch gleichsam der landschaftlichen Eingrünung, 
insbesondere im Hinblick auf den dort relevanten Landschaftsschutz. 

Die derzeitige Grenze des Landschaftsschutzgebietes ist ebenso nachrichtlich in der 
Planzeichnung dargestellt wie die unter Denkmalschutz stehenden Gebäude. 

Für den Ausbau der nordwestlichen Remise zu einem Wohngebäude ist es erforderlich, 
den nördlich angrenzenden Wirtschaftsweg als Erschließung zu nutzen. Dieser ist daher 
als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt, soll jedoch allenfalls innerhalb der bestehenden 
Flurstückgrenzen bedarfsgerecht ertüchtigt werden. Ein vollständiger Ausbau als 
Erschließungsstraße ist dafür nicht geplant. 

... 
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Textliche Festsetzungen 

Wie bereits in der Planzeichnung und den zeichnerischen Festsetzungen wird die Art der 
baulichen Nutzung als Dörfliches Wohngebiet gemäß § 5a BauNVO festgesetzt. Nach § 5a 
Abs. 1 BauNVO dienen Dörfliche Wohngebiete dem Wohnen sowie der Unterbringung von 
land- und forstwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen und nicht wesentlich störenden 
Gewerbebetrieben. Die Nutzungsmischung muss nicht gleichgewichtig sein. 

Von den allgemein zulässigen Nutzung gemäß 5a Abs. 2 BauNVO werden mit 
Wohngebäuden, Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Nebenerwerbsbetriebe 
und den dazugehörigen Wohnungen und Wohngebäude, nicht gewerblichen Einrichtungen 
und Anlagen für die Tierhaltung sowie sonstigen Gewerbebetriebe nur die Nutzungen 
zugelassen, die für die historische Hofanlage zweckmäßig und aus Sicht des 
Denkmalschutzes als primär verträglich angesehen werden können. 

Innerhalb der überbaubaren Flächen bzw. Baugrenzen mit der Kennzeichnung "I", die nicht 
dem Wohnen dienen sollen, sind dabei nur eingeschossige Gebäude zulässig, 

Alle weiteren Nutzungen nach § 5a BauNVO passen nicht an diesen Standort, sind dort 
nicht vorgesehen und werden ausgeschlossen sowie somit nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes. 

Das Maß der baulichen Nutzung ist u.a. über eine Nutzungsschablone in der Planzeichnung 
bestimmt. Das betrifft die Grundflächenzahl (GRZ), die auf einen einer vorrangig als 
Wohnbebauung vorgesehenen Nutzung auf einen angemessenen Wert von 0,5 beschränkt 
bleibt, durch die Grundflächen von Garagen, Stellplätzen und ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO um 50 % überschritten werden darf. Damit soll 
insbesondere den Stellplatzanforderungen Rechnung getragen werden. Der Wert von 0,6 
nach § 17 BauNVO soll nicht ausgeschöpft werden, um neben den in der Planzeichnung 
festgesetzten privaten Grünflächen, die ohnehin bei der GRZ-Ermittlung nicht angerechnet 
werden dürfen, zusätzlich einen angemessenen Anteil von begrünten Flächen (mindestens 
25 %) innerhalb des MDW-Gebietes zu gewährleisten. Da das Flurstück voraussichtlich in 
mehrere Einzelgrundstücke aufgeteilt werden soll, ist es nach der vorliegenden 
Projektplanung erforderlich, eine baulichen Nutzung einschließlich Nebenanlagen bis zu 
75 % des jeweiligen Grundstücks zuzulassen und entsprechende naturschutzrechtliche 
Kompensationsmaßnahen an anderer Stelle vorzusehen. 

Die maximale Firsthöhe ist, wie bereits erläutert, in der Planzeichnung festgesetzt und ist 
bezogen auf die Oberkante Erdgeschossfußboden bzw. Oberkante 
Untergeschossfußboden. Ausnahmen sind wie in anderen Bebauungsplänen der Stadt 
Lohmar zulässig, wenn im Erdgeschoss bzw. Untergeschoss eine größere lichte Höhe als 
2,50 m bauordnungsrechtlich gefordert wird. Das gilt nicht für bestehende Gebäude, da 
insbesondere das „Herrenhaus“ deutlich höher ist. 

Da die Baugrenzen überwiegend den Gebäudebestand eng umgrenzen ist das Vortreten 
von Gebäudeteilen (z. B. Vordächer, Erker, Balkone) um max. 1,00 m ausnahmsweise 
zulässig. 

Stellplätze (St) für Pkw oder Carports (C) sind, wie zu den zeichnerischen Festsetzungen 
erläutert, nur innerhalb der in der Planzeichnung dafür festgesetzten Flächen sowie der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Garagen sind jedoch nur innerhalb der 
Baugrenzen zulässig und müssen den üblichen Mindestabstand von 5,00 m zu öffentlichen 
Verkehrsflächen einhalten. 

Die Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
orientieren sich an denen anderer Bebauungspläne der Stadt Lohmar sowie an den 
Vorgaben und Empfehlungen der Artenschutzprüfung. Dazu gehört, dass die Anpflanzung 
von Koniferen und Kirschlorbeer als Grundstückseinfriedung sowie die Anlage von 
Schottergärten aus ökologischen und landschaftsästhetischen Gründen ausgeschlossen 
wird. Zudem Artenschutz dürfen Gehölze und Gebüsche nur zwischen Oktober und Februar 
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gefällt werden. Das gilt auch für das entfernen von Wandbegrünungen aus Efeu oder 
Wildem Wein. Zudem sind insbesondere bei Abbruch sowie Dach- und 
Fassadensanierungen die Arbeiten bereits in der frühen Planungsphase so zu terminieren, 
dass eine rechtswidrige Tötung von Nestlingen oder die Zerstörung von Eiern 
ausgeschlossen ist. Die Arbeiten sind zwischen Anfang Oktober und Ende Februar zu 
beginnen. Für zwingend erforderliche Arbeiten außerhalb dieses Zeitfensters muss vor 
Beginn der Arbeiten eine Besatzkontrolle erfolgen – bei Positivnachweis sind die Arbeiten 
zurückzustellen, bis das weitere Vorgehen mit der Behörde abgestimmt wurde. 

Um eine Beeinträchtigung von Fledermäusen durch nächtliche Beleuchtung 
auszuschließen, werden entsprechende Festsetzungen zu Beleuchtungen getroffen.  

Der Verlust einer Fortpflanzungsstätte des Turmfalken beim Ausbau der Remise ist durch 
die Montage von 3 Stück artgerechten Nisthilfen zu kompensieren. Um dieser 
Konkurrenzsituation (z. B. mit Dohle oder Schleiereule) vorzubeugen, sind pro Paar mind. 
3 Kästen anzubringen. 

Zur Nutzung solarer Strahlungsenergie im Sinne von Maßnahmen gegen den Klimawandel 
und dessen Folgen, insbesondere durch Photovoltaik, wird wie in anderen 
Bebauungsplänen der Stadt Lohmar festgesetzt, dass die nutzbaren Dachflächen von 
Neubauten innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu mindestens 50% mit 
Photovoltaikmodulen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten 
(Solarmindestfläche) sind. Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so 
kann die hiervon beanspruchte Fläche auf die zu realisierende Solarmindestfläche 
angerechnet werden kann.   

Als Maßnahmen gegen den Klimawandel und dessen Folgen, aber auch als Lebensraum 
für Pflanzen und Tiere sowie zur Rückhaltung von Niederschlagswasser wird festgesetzt, 
dass Flachdächer mit einer Neigung von bis zu 5° mit einer Dachbegrünung als Sedum-
Gesellschaften, Gräsern und/ oder Stauden herzustellen und dauerhaft zu erhalten sind. 
Die Vegetationstragschicht ist in einer Stärke von mindestens 20 cm inkl. Drain- und 
Filterschicht herzustellen. Ausgenommen hiervon sind Flächen für Dachterrassen, 
technisch erforderliche Randstreifen, technische Aufbauten und 
Energieerzeugungsanlagen. Photovoltaikelemente sind über der Dachbegrünung zulässig. 

Als Bauordnungsrechtliche Festsetzungen nach Landesrecht bzw. Örtliche Bauvorschriften 
wird zur äußeren Gestaltung von Gebäuden deren Dachformen und Dachneigung sowie 
die Zulässigkeit von Kniestöcken bestimmt.  Diese Vorgaben orientieren sich ebenfalls an 
denen anderer Bebauungspläne der Stadt Lohmar und sollen eine städtebaulich 
ansprechende Form der Gebäude gewährleisten. Carports, Garagen und Nebengebäude 
(Nebenanlagen i. S. d. § 14 BauNVO) sind mit Flachdächern zu errichten. Das gilt jedoch 
nicht für bestehende Gebäude.  

Damit es für die Gebäudehöhe auch einen Bezug zum Gelände gibt, darf, wie in anderen 
Bebauungsplänen der Stadt Lohmar, die Oberkante des Erdgeschossfußbodens bzw. des 
unteren Geschosses bei ansteigendem Grundstück nicht höher als 0,50 m im Mittel über 
Krone der endgültig hergestellten Erschließungsanlage (Straße oder Weg) liegen. 
Ausnahmen können auf entsprechenden Nachweis zugelassen werden, wenn starkes 
Straßenlängsgefälle, Kanalanschlusshöhen oder hoch anstehender Grundwasserspiegel 
sie erfordern oder Grundstücke höher als im Mittel 0,50 m über Straßenkrone liegen. An 
Straßen mit starkem Längsgefälle müssen die Sockel der Bauwerke nach jeder Hauseinheit 
abgetreppt werden. Das gilt nicht für bestehende Gebäude.  

Eine Abgrenzung im Bereich der Vorgärten entlang der Straße darf wie in anderen 
Bebauungsplänen der Stadt Lohmar nur durch Einfriedungen von max. 80 cm Höhe über 
Oberkante Straße vorgenommen werden. Dies gilt auch für die Einfriedungen zwischen 
benachbarten Grundstücken im Vorgartenbereich. Bei Eckgrundstücken in 
Straßeneinmündungsbereichen wird die zulässige Gesamthöhe auf max. 60 cm über 
Oberkante Straße festgesetzt. Höhere Einfriedigungen können ausnahmsweise 
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zugelassen werden, wenn sie aufgrund der Topographie notwendig oder zweckmäßig sind.  
Zulässig sind Holzzäune und WPC-Zäune (Wood Polymere Composite-Zäune) sowie 
Hecken. Nicht zulässig sind hingegen Mauern, Doppelstabmattenzäune, Eisenzäune, 
Drahtzäune sowie optische Betonzäune.   

Wie in anderen Bebauungsplänen der Stadt Lohmar üblich, sind Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge hinter der Straßengrenze in einer Tiefe von mind. 5,0 m anzulegen. 
Abweichungen bis zu +/- 3 % sind zulässig. Die Zufahrten zu Stellplätzen dürfen nicht mehr 
als 15 % Gefälle bzw. Steigung haben. Bei mehr als 3 % sind die ersten 5 m hinter der 
Straßenbegrenzungslinie mit höchstens 3 % anzulegen.   

Ebenfalls wie in anderen Bebauungsplänen der Stadt Lohmar üblich, sind Vorgärten sowie 
die weiteren unbebauten und unbefestigten Grundstücksflächen mit Ausnahme der 
notwendigen Ein- und Ausfahrtsbereiche, der notwendigen Zuwegungen zu 
Eingangsbereichen, Spielplätze, Terrassen sowie den Nebenanlagen für Fahrradparken 
und zur Unterbringung von Sammelbehältern für Müll gärtnerisch zu gestalten und 
dauerhaft zu pflegen.    

Für eine ansprechende und raumwirksame Begrünung ist je Wohneinheit ein Laubbaum zu 
pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die in der Planzeichnung festgesetzten 
Baumpflanzungen können dabei berücksichtigt / angerechnet werden. 

Vorgartenflächen zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der straßenzugewandten 
Baugrenze, die nicht baulich genutzt werden, sind als Ziergarten anzulegen und mit 
Bäumen, Sträuchern, Kletterpflanzen, Stauden und Rasen zu gestalten. Mindestens 50 % 
dieser Flächen sind mit standortgerechten und heimischen Sträuchern zu bepflanzen.   

Alle Pflanzungen sind dauerhaft zu unterhalten; abgängige Pflanzen sind zu ersetzen. 
Befestigte und bekieste Flächen sind lediglich als notwendige Geh- und Fahrflächen 
zulässig und müssen sich in ihrer Ausdehnung auf das notwendige Maß beschränken.   

 

6. Bodenordnerische Maßnahmen 

Bei dem vorliegenden Bebauungsplan handelt es sich um einen Angebotsbebauungsplan. 
Es bleibt dem Grundstückseigentümer freigestellt, ob, wie und wann er sein Grundstück 
teilen lässt und Teilflächen an Dritte veräußert. Eine förmliche/öffentliche Bodenordnung ist 
weder vorgesehen noch erforderlich. 
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7. Umweltbericht 

Die Erstellung des Umweltberichtes erfolgt im weiteren Verfahren. Der vollständige 
Umweltbericht wird Bestandteil des Planentwurfes zur Offenlage nach § 3 Abs. 2 und § 4 
Abs. 2 BauGB sein. 

Nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes ergeben sich folgende Nutzungen und 
Flächenanteilen: 

ca.  692 qm Erschließung / öffentliche Verkehrsfläche 

ca. 7.075 qm Dörfliches Wohngebiet MDW 
            davon max. ca. 5.306 qm Bebauung/versiegelte Flächen (75 %) 
            und mindestens ca. 1.769 qm begrünte Gartenflächen (40 %) 

ca.  112 qm private Grünflächen als Spielplatz 

ca.  245 qm private Grünflächen als Gehölzpflanzung 

ca.  2.480 qm private Grünflächen als Extensiv-Wiese mit Baumpflanzungen 

Von der Planung sind keine FFH- oder Vogelschutzgebiete betroffen, wie die nachfolgende 
Abbildung aus dem Geoportal NRW zeigt. Das nächstgelegene Vogelschutzgebiet DE-
5109-301 befindet sich nördlich des Plangebietes in einer Entfernung von etwa 2 km und 
hat keinen räumlichen Verbindungen oder Wechselbeziehungen, da es sich dabei und 
andere Lebensräume wie im Plangebiet handelt. 

Naturschutzgebiet sind von der Planung ebenfalls nicht betroffen. 

 

Abbildung 17: FFH- und Vogelschutzgebietes, Auszug aus dem Geoportal NRW 

Das Plangebiet befindet sich mit dem westlichen Teil, der nicht als Dorfgebiet im 
Bebauungsplan von 1992 festgesetzt ist, im Landschaftsschutzgebiet LSG-SU-00002 (LSG 
Staatsforst Sieg).  

Mit der Aufstellung bzw. der Erweiterung des Bebauungsplanes unter Beteiligung der 
Unteren Naturschutzbehörde des Rhein-Sieg-Kreises kann der Bereich des festgesetzten 
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Dörflichen Wohngebietes MDW, der sich mit der Abgrenzung des 
Landschaftsschutzgebietes überschneidet, mit Rechtskraft der vorliegenden 
Bauleitplanung aus dem Landschaftsschutz entlassen werden. 

Die festgesetzten Grünflächen können weiterhin im Landschaftsschutzgebiet verbleiben. 

 

Abbildung 18: Landschaftsschutzgebiete, Auszug aus dem Geoportal NRW 

Kartierte Biotope sind von der Planung nicht betroffen. 

 

Abbildung 19: Biotopkataster, Auszug aus dem Geoportal NRW 
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Teile der Hofanlage unterliegen dem Denkmalschutz. Auf der Homepage der Stadt Lohmar 
finden sich dazu folgenden Informationen: 

 

Haus Freiheit (GM Inger), Bewertung: D (Nr. 83), Zustand: Z/2 

Spätestens seit dem 14. Jahrhundert war das, den westlichen Ortseingang von Inger 
prägende, „Haus Freiheit“ (Ingerer Str. 41) als Rittergut in Besitz adeliger Familien 
gewesen. Vermutlich waren es zunächst die Ritter von der Seldunck, die den Besitz 
innehatten. Ab dem 15. Jahrhundert sind die von Waldenburg gen. Schenkern als Besitzer 
bekannt. Sie bewirtschafteten die Hofstelle allerdings nicht selbst, sondern hatten sie an 
einen Halfen verpachtet. Im Jahre 1715 konnte der damalige Pächter das Anwesen 
erwerben. Im 19. Jahrhundert kam der Hof in die Hände der Freiherrn von Francken, die 
östlich des alten Hofes ein neues Herrenhaus mit rechteckig angelegten 
Wirtschaftsgebäuden errichten ließen. Das Streben nach einer dem adeligen Stand 
entsprechenden Repräsentation verdeutlicht das dem neuen Herrenhaus angefügte, 
turmartige Gebäude, für das sicherlich ein entsprechendes Pendant geplant war, aber 
letztlich nicht ausgeführt wurde. Das in Grauwacke-Mauerwerk errichtete Stallgebäude gibt 
anhand der Maueranker das Jahr des Neubaus mit 1897 an. 

Beurteilung: 

Wenn man von Algert aus sich über die Ingerer Straße der Hofanlage nähert, kann man 
noch die großräumige Wirkung dieses ehemaligen Rittersitzes nachvollziehen. Was die 
Bausubstanz betrifft, lässt sich sowohl am Stall- wie auch an der in Fachwerkbauweise 
errichteten Scheune ein Sanierungsbedarf aufzeigen. Außerdem wird die vollständig 
versiegelte Hoffläche der historisch bedeutsamen Anlage nicht gerecht. 
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8. Planverwirklichung 

Die Kosten für die Aufstellung des Bebauungsplanes sowie die erforderlichen arten- und 
naturschutzrechtlichen Maßnahmen sowie für die Anlagen zur Entwässerung trägt der 
Grundstückseigentümer/Investor. 
 
Folgende Gutachten wurden im Rahmen des Verfahrens erarbeitet:  
 

• Artenschutzrechtliche Prüfung Stufe I und II vom Büro für Freiraumplanung, Dieter 
Liebert, Dorfstraße 79, 52477 Alsdorf 
vom 15.09.2023 

• Geotechnischer Bericht von GBU GmbH, Auf dem Schurweßel 11, 53347 Alfter  
vom 13.04.2023 

 
Stand: 24.10.2023 


